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835. Statut 
für die Moorwieſen⸗Entwäſſerungs⸗Genoſſenſchaft in 

Neudörfel, im Kreiſe Züllichau⸗Schwiebus. 

8 1. Die Eigentümer der dem Meliorationsgebiet an⸗ 
gehörenden Grundſtücke in den Gemarkungen Neudörfel, 
Möſtchen und Klein⸗Heinersdorf werden zu einer 
Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag dieſer Grund⸗ 
ſtücke nach Maßgabe des Meliorationsplanes des 
Meliorationsbauwarts Müller zu Frankfurt a. O. 
vom 7. Februar 1908 durch Entwäſſerung zu verbeſſern. 

Auf der zum Meliorationsplane gehörenden 
Karte iſt das Meliorationsgebiet mit einer grünen 
Linie begrenzt. In den zugehörigen Verzeichniſſen 
find die zum Meliorationsgebiete gehörigen Grund. 
ſtücke nachgewieſen. 

Karte und Verzeichniſſe werden unter Bezug: 
nahme auf das genehmigte Statut beglaubigt und bei 
der Aufſichtsbehörde der Genoſſenſchaft niedergelegt. 
Beglaubigte Abzeichnung und Abſchrift erhält der 

n Genoſſenſchaft; er hat fie aufzubewahren 
und ſtets auf dem Laufenden zu erhalten. 

Der Vorſtand hat die aufzuſtellenden beſonderen 
Meliorationspläne vor Beginn ihrer Ausführung der 
Aufſichtsbehörde zur Prüfung durch den Meliorations⸗ 
baubeamten und zur Genehmigung einzureichen. 

Aenderungen des Meliorationsplanes, welche ſich 
als erforderlich herausſtellen, können vom Genoſſen⸗ 
ſchaftsvorſtande beſchloſſen werden. Der Beſchluß 
unterliegt der Prüfung des Meliorationsbaubeamten 
und bedarf der Genehmigung der Auſſichtsbehörde. 

Vor Erteilung der Genehmigung find Diejenigen 
Genoſſen zu hören, deren Grundſtücke durch die Ver⸗ 
änderung der Anlage betroffen werden. 

5 2. Die Genoſſenſchaft führt den Namen: 
„Moorwieſen⸗Entwäſſerungs⸗Genoſſenſchaſt“ und hat 
ihren Sitz in Neudörſfel. 

8 3. Die Koſten der Herſtellung und Unter⸗ 
haltung der gemeinſchaftlichen Anlagen werden von 
der Genoſſenſchaft getragen. 


Die zur zweckentſprechenden Nutzbarmachung der 
Melioration für die einzelnen Grundſtücke erforder⸗ 
lichen Einrichtungen, wie Umbau und Beſamung von 
Wieſen, Anlage und Unterhaltung beſonderer Zu⸗ 
und Ableitungsgräben und dergleichen, bleiben den 
betreffenden Eigentümern überlaſſen. Dieſe ſind jedoch 
gehalten, die im Intereſſe der ganzen Melioration 
getroffenen Anordnungen des Vorſtehers bei Ver⸗ 
meidung der geſetzlichen Zwangsmittel (§ 54 des 
Waſſergenoſſenſchaftsgeſetzes) zu befolgen. 

§ 4. Außer der Herſtellung der im Plane 
vorgeſehenen gemeinſchaftlichen Anlagen liegt dem 
Verbande ob, Binnen⸗Entwäſſerungsanlagen im 
Meliorationsgebiete, die nur durch Zuſammenwirken 
mehrerer Grundbeſitzer ausführbar ſind, zu ver⸗ 
vermitteln und nötigenfalls, nachdem der Plan und 
das Beitragsverhältnis von der Auſſichtsbehörde 
feſtgeſtellt ſind, auf Koſten der dabei beteiligten 
Grundbeſitzer durchführen zu laſſen. 

Die Unterhaltung derartiger Anlagen unterſteht 
der Aufſicht des Vorſtehers. 

§ 5. Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden 
unter Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß des 
Vorſtandes anzunehmenden Genoſſenſchaftstechnikers 
ausgeführt und unterhalten. 

Der mit der Aufſicht betraute Techniker hat das 
Bauprogramm aufzuſtellen, die beſonderen Pläne aus⸗ 
zuarbeiten, die für die Verdingung erforderlichen 
Unterlagen zu beſchaffen und zur Genehmigung vor⸗ 
zulegen, überhaupt alle für das zweckmäßige Ineinander⸗ 
greifen der Arbeiten notwendigen Maßnahmen recht» 
zeitig anzuregen und vorzubereiten, die Ausführung 
zu leiten und die für die Aenderungs⸗ und Ergänzungs⸗ 
anträge, für Abſchlagszahlungen und für die Abnahme 
erforderlichen Unterlagen anzufertigen. 

Die Wahl des Technikers, der mit ihm ab⸗ 
zuſchließende Vertrag und die Bedingungen für die 
etwaige Vergebung der Hauptarbeiten unterliegen der 
Zuſtimmung des Meliorationsbaubeamten, dem der 
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Beginn der Ausführungsarbeiten rechtzeitig anzuzeigen 
iſt. Auch im übrigen hat der Vorſtand in techniſchen 
Angelegenheiten während der Bauausführung den Rat 
des Meliorationsbaubeamten einzuholen und zu 
berückſichtigen. 

Nach Beendigung der Ausführung hat der 
Meliorationsbaubeamte die Anlagen abzunehmen 
und hat feſtzuſtellen, ob das Unternehmen zweck⸗ 
und planmäßig und mit den von der Aufſichts⸗ 
behörde genehmigten Aenderungen ausgeführt iſt. 
Sollten hierbei Nachmeſſungen erforderlich ſein, ſo 
find fie unter Leitung des Meliorationsbaubeamten 
von vereideten Technikern vorzunehmen; die Koſten 
dieſer Aufmeſſungen ſind von der Genoſſenſchaft zu 
tragen. 

6. Die Genoſſenſchaftslaſten werden von 
den Genoſſen nach Maßgabe des Flächenraums der 
beteiligten Grundſtücke aufgebracht. 

$ 7. Die hiernach feſtzuſtellenden Beitragsliſten 
ſind von dem Vorſtand anzufertigen und nach orts⸗ 
üblicher Bekanntmachung der Auslegung vier Wochen 
lang in der Wohnung des Vorſtehers zur Einſicht 
der Genoſſen auszulegen. Auträge auf Berichtigung 
der Beitragsliſten ſind an keine Friſt gebunden. 

Im Falle einer Parzellierung ſind die 
Genoſſenſchaftslaſten nach dem im Statute vor⸗ 
geſchriebenen Beteiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand 
auf die Trennſtücke verhältnismäßig zu verteilen. 
Gegen die Feſtſetzung des Vorſtandes iſt innerhalb 
zwei Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde 
zuläſſig. 

8 9. Die Genoſſen find verpflichtet, die Bei⸗ 
träge in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden 
Terminen zur Genoſſenſcha tskaſſe abzuführen. Bei 
verſäumter Zahlung hat der Vorſteher die fälligen 
Beträge beizutreiben. 

8 10. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtung der 
nach dem Meliorationsplan in Ausſicht genommenen 
Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren Unterhaltung, 
ſoweit ſein Grundſtück davon vorübergehend oder 
dauernd betroffen wird, gefallen zu laſſen. 

Darüber, ob und zu welchem Betrage dem 
einzelnen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung der 
ihm aus der Anlage erwachſenden Vorteile, eine 
Entſchädigung gebührt, entſcheidet, falls ſich ein 
Genoſſe mit dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen 
ſollte, das nach dieſem Statute zu bildende Schieds⸗ 
gericht mit Ausſchluß des Rechtswegs. 

8 11. Bei Abſtimmungen hat jeder beitrags⸗ 
pflichtige Genoſſe mindeſtens eine Stimme. Im 
übrigen richtet ſich das Stimmverhältnis nach dem 
Verhältniſſe der Teilnahme an den Genoſſenſchafts⸗ 
laſten, und zwar in der Weiſe, daß für je ange⸗ 
fangene 5 Hektar deitragspflichtigen Grundbeſitzes 
eine Stimme gerechnet wird. 

Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vor⸗ 
ſtande zu entwerfen und vier Wochen lang zur 
Einſicht der Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers 


auszulegen. Die Auslegung iſt vorher ortsüblich 
in den Ortskommunalverbänden, deren Bezirk ganz 
oder teilweiſe dem Genoſſenſchaftsgebiet angehört 
und in dem für die öffentlichen Bekanntmachungen 
der Genoſſenſchaft beſtimmten Blatte bekannt zu 
machen. 

Anträge auf Berichtigung der Stimmliſte ſind 
an keine Friſt gebunden. 

Jeder Genoſſe kann ſein Stimmrecht durch 
einen anderen, mit ſchrifilicher Vollmacht verſehenen 
Genoſſen ausüben. 

Miteigentümer eines Grundſtücks können ihr 
Stimmrecht nur gemeinſchaftlich ausüben. Beteiligen 
ſich nicht ſämtliche Miteigentümer an der Abſtimmung, 
ſo gelten die Nichterſchienenen oder Nichtabſtimmen⸗ 
den als den Erklärungen der Erſchienenen zuſtimmend. 

In der Ausübung des Stimmrechts werden 
vertreten: 

1. Geſchäftsunfähige oder in der Geſchäfts 
fähigkeit Beſchränkte durch ihren geſetzlichen 
Vertreter, 

2. Ehefrauen durch ihren Ehemann und 

3. juriſtiſche Perſonen durch ihre verfaſſungs⸗ 
mäßig berufenen Vertreter. i 

8 12. Der Genoſſenſchaftsvorſtand beſteht aus 

a) einem Vorſteher, 

b) einem Stellvertreter des Vorſtehers und 
einem weiteren Beiſitzer. 

Die Vorſtandsmitglieder bekleiden ein Ehrenamt. 

Als Erſatz für Auslagen und Zeitverſäumnis 
erhält jedoch der Vorſteher eine von der General⸗ 
verſammlung feſtzuſetzende jährliche Entſchädigung. 

Die Mitglieder des Vorſtandes nebſt drei ſtell⸗ 
vertretenden Beiſitzern werden von der Generalver⸗ 
ſammlung auf fünf Jahre gewählt. Die Wahl 
des Vorſtehers und ſeines Stellvertreters bedarf der 
Beſtätigung der Aufſichtsbehörde. 

Wählbar iſt jeder Genoſſe und jeden zur Aus⸗ 
übung des Stimmrechts befugte Vertreter eines Ge⸗ 
noſſen, welcher im Beſitze der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte iſt. Die Wahl der Vorſtandsmitglieder wie 
der ſtellvertretenden Beiſitzer erfolgt in getrennten 
Wahlhandlungen für jede Stelle. Jeder Wähler 
hat dem Leiter der Generalverſammlung mündlich 
und zu Protokoll zu erklären, wem er ſeine Stimme 
geben will. Erhält im erſten Wahlgang eine Perſon 
nicht mehr als die Hälfte aller abgegebenen Stimmen, 
ſo erfolgt eine engere Wahl zwiſchen denjenigen 
beiden Perſonen, welche die meiſten Stimmen er⸗ 
halten haben. Bei Stimmengleichheit entſcheidet das 
vom Vorſitzenden zu ziehende Los. 

Wahl durch Zuruf iſt zuläſſig, wenn kein Wider⸗ 
ſpruch erfolgt. Die Ausſcheidenden bleiben bis zur 
Einführung der neugewählten Mitglieder im Amte. 

$ 13. Die Gewählten werden von der Aufſichts⸗ 
behörde durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. 

Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und 
deren Stellvertreter ſowie zum Ausweis über den 
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Eintritt des Falles der Stellvertretung dient eine 
Beſcheinigung der Aufſichtsbehörde. 

Der Vorſtand hält ſeine Sitzungen unter Vorſitz 
des Vorſtehers, der gleiches Stimmrecht wie die übrigen 
Vorſtandsmitglieder hat und deſſen Stimme im Falle 
der Stimmengleichheit entſcheidet. 

Zur Gültigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es 
erforderlich, daß die Vorſtandsmitglieder unter Angabe 
der Gegenſtände der Verhandlung geladen und ſämtlich 
anweſend ſind. Wer am Erſcheinen verhindert iſt, 
hat dies unverzüglich dem Vorſteher anzuzeigen. 
Dieſer hat alsdann einen ſtellvertretenden Beifiger 
zu laden. 

Muß der Vorſtand wegen Beſchlußunfähigkeit 
zum zweiten Male zur Beratung über denſelben 
Gegenſtand zuſammenberufen werden, ſo find die er⸗ 
ſchienenen Mitglieder ohne Rückſicht auf ihre Zahl 
beſchlußfähig. Bei der zweiten Zuſammenberufung 
ſoll auf dieſe Beſtimmung ausdrücklich hingewieſen 
werden. 

8 14. Soweit nicht im Statut einzelne Ver⸗ 
waltungsbefugniſſe dem Vorſtand oder der General⸗ 
verſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher 
die ſelbſtändige Leitung und Verwaltung aller An⸗ 
gelegenheiten der Genoſſenſchaft. 

Insbeſondere liegt ihm ob: 

a) die Ausführung der von der Genoſſenſchaft 
herzuſtellenden Anlagen nach dem feftgefiellten 
Meliorationsplane zu veranlaſſen und zu 
beaufſichtigen; 

b) über die Unterhaltung der Anlagen forte 
über die Wäſſerung, die Grabenräumung 
und die Nutzung, Beackerung und Be⸗ 
pflanzung der an die Gräben anſtoßenden 
Grundſtücksſtreifen, die Heuwerbung, die 
Hütung auf den Wieſen und dergleichen 
mit Zuſtimmung des Vorſtandes die nötigen 
Anordnungen zu treffen und die etwa er⸗ 
forderlichen Ausführungsvorſchriften zu er⸗ 
laſſen; 
die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge 
auszuſchreiben und einzuziehen, die Zahlungen 
auf die Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſen⸗ 
verwaltung mindeſtens zweimal jährlich zu 
revidieren; 
die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem 
Vorſtande zur Feſtſetzung und Abnahme 
vorzulegen; 

e) die Beamten der Genoſſenſchaft zu beauf⸗ 
ſichtigen und die Unterhaltung der Anlagen 
2) Die Gersten 
e Genoſſenſchaft nach außen zu vertreten, 
den Schriftwechſel für die Vruſſeſc zu 
führen und ihre Urkunden zu unterzeichnen. 
Zur Abſchließung von Verträgen hat er die 
Genehmigung des Vorſtandes einzuholen. 
Zur Gültigkeit der Verträge iſt dieſe Ge» 
nehmigung nicht erforderlich; 
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g) die nach Maßgabe des Statuts und ber 
Ausführungsvorſchriften von ihm angedrohten 
und feſtgeſetzten O dnungeſtrafen, die den 
Betrag von dreißig Mark jedoch nicht über⸗ 
ſteigen dürfen, ſowie Koſten ($ 19) zur 
Genoſſenſchaftskaſſe einzuziehen. 

§ 15. Die genoſſenſchaftlichen und die in 
§ 4 Abf. 1 bezeichneten Anlagen werden nach der 
Fertigſtellung in regelmäßige Schau genommen, die 
jährlich zweimal, im Frühjahr und im Herbſte, ſtatt⸗ 
zufinden hat. Der Schautermin wird nach Benehmen 
mit der Aufſichtsbehörde und dem Meliorationsbau⸗ 
beamten von dem Vorſteher möglichſt vier Wochen 
vorher anberaumt und auf ortsübliche Weiſe rechtzeitig 
bekannt gemacht. Der Vorſteher leitet die Schau. 
Die übrigen Vorftandsmitglieder find dazu einzuladen. 

Auch die anderen Genoſſen find berechtigt, an 
der Schau teilzunehmen. 

Das Ergebnis der Schau iſt in einem Protokolle, 
für deſſen Aufbewahrung der Vorſteher zu ſorgen hat, 
niederzulegen. Die Aufſichtsbehörde iſt befugt, die 
Arbeiten, welche nach techniſchem Ermeſſen zur Unter: 
haltung der der Schau unterliegenden Anlagen not⸗ 
wendig ſind, erforderlichenfalls auf Koſten der Genoſſen⸗ 
ſchaft ausführen zu laſſen. Ueber Beſchwerden gegen 
ſolche Anordnungen der Aufſichtsbehörde entſcheidet 
der Regierungspräſident endgültig. 

8 16. Die Verwaltung der Kaffe führt ein 
Rechner, welcher von dem Vorſtand auf fünf Jahre 
gewählt und deſſen Entſchädigung vom Vorſtande feſt⸗ 
geſtellt wird. Die Aufſichtsbehörde kann jederzeit 
die Entlaſſung des Rechners wegen mangelhafter 
Dienſtführung anordnen. Dies iſt bei Anſtellung 
des Rechners durch Vertrag auszubedingen. 

8 17. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der 
Genoſſen unterliegen: 

1. die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 

Stellvertreter; 

2. die Feſtſetzung der dem Vorſteher zu ge⸗ 
währenden Entſchädigung; 

3. die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell⸗ 
vertreter; 

4. die Abänderung des Statuts. 

§ 18. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 
erforderliche Generalverſammlung beruft die Auſſichts⸗ 
behörde, welche auch zu den in dieſer Verſammlung 
erforderlichen Abſtimmungen eine vorläufige Stimm⸗ 
liſte nach den Flächenangaben des Grundſtücksregiſters 
des Genoſſenſchafisgebiets aufzuſtellen hat. 

Die weiteren Generalverſammlungen ſind in den 
geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen ($ 60 des Waſſer⸗ 
genoſſenſchaftsgeſetzes) durch den Vorſtand, im übrigen 
aber durch den Vorſteher, und zwar mindeſtens alle 
fünf Jahre, zuſammenzuberufen. 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen⸗ 
ftände der Verhandlung durch das für die öffentlichen 
Bekanntmachungen der Genoſſenſchaft beſtimmte Blatt 
und außerdem durch ortsübliche Bekanntmachung in 
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den Ortskommunalverbänden, deren Bezirk dem 
Genoſſenſchaftsgebiete ganz oder teilweiſe angehört. 

Zwischen der Einladung und der Verſammlung 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens zwei Wochen 
liegen. Die Verſammlung ift ohne Rückſicht auf die 
Zahl der Erſchienenen beſchlußfähig. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 

Die Generalverſammlung kann auch von der 
Aufſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In dieſem 
Falle führt ſie oder der von ihr ernannte Kommiſſar 
den Vorſitz. 

$ 19. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit- 
gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigentum an 
Grundſtücken, über das Beſtehen oder den Umfang 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten 
oder über etwaige, auf beſonderen Rechtstiteln beruhende 
Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, 
welche die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſen⸗ 
ſchaft oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner 
Genoſſen in ihren durch das Statut begründeten 
Rechten betreffen, von dem Vorſteher unterſucht und 
entſchieden, ſoweit nicht nach dem Statut oder nach 
geſetzlicher Vorſchrift eine andere Stelle zur Ent- 
ſcheidung berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 
ſofern nicht eine andere Behörde ausſchließlich zuſtändig 
iſt, jedem Teile die Anrufung der Entſcheidung eines 
Schiedsgerichts frei, welche binnen zwei Wochen, von 
der Bekanntmachung des Beſcheides an gerechnet, 
ſchriftlich bei dem Vorſteher angemeldet werden muß. 
Die Koſten dieſes Verfahrens ſind dem unterliegenden 
Teile aufzuerlegen. 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vor⸗ 
figenden, welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und 
aus zwei Beiſitzern. Dieſe werden nebſt zwei Stell⸗ 
vertreten von der Generalverſammlung nach Maß⸗ 
gabe der Vorſchriften des Statuts gewählt. Wählbar 
iſt jeder, der in der Gemeinde ſeines Wohnortes zu 
den öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht 
Mitglied der Genoſſenſchaft iſt. 

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
worüber im Streitfalle die Aufſichtsbehörde endgültig 
entſcheidet, fo ift der Erſatzmann aus den gewählten 
Stellvertretern oder erforderlichenfalls aus den wähl⸗ 
baren Perſonen duich die Aufſichte behörde zu beſtimmen. 

$ 20. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen find unter ihrem Namen (§ 2) 
zu erlaſſen und vom Vorſteher zu unterzeichnen. 

Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt⸗ 
machungen der Genoſſenſchaft werden in das Kreis⸗ 
blatt des Kreiſes Züllichau⸗Schwiebus aufgenommen, 
ſofern nicht die ortsübliche Bekanntmachung allein 
durch dieſes Statut vorgeſchrieben iſt. 

§ 21. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen 
nicht auf einer dem 8 69 des Waſſergenoſſenſchafts⸗ 
geſetzes entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, 


kann fie auch im Wege der Vereinbarung ark den 
Antrag des Aufzunehmenden durch Vorſtandsbeieplich 
erfolgen. Der Beſchluß bedarf der Zuſtimmung ver 
Aufſichtsbehörde. 

Vorſtehendes Statut, dem die Beteiligten zu⸗ 
geſtimmt haben, wird auf Grund der 88 57 und 
82 des Geſetzes, betreffend die Bildung von Waſſer⸗ 
genoſſenſchaften, vom 1. April 1879 genehmigt. 

Berlin, den 13. Oktober 1908. 

Der Miniſter für Landwiriſchaft, Domänen und Forſten. 
Im Auftrage: Wefener. 

I BIIb 7562. (I W. 1679. 08.) 
Bekanntmachung des Oberpräfidenten der 
Provinz Schleſien. 

836. Tarif 

für die Saldern⸗Brücke zu Niederwutzen. 
Für die Benutzung der Brücke ſind zu entrichten: 
J. Von Perſonen einſchließlich der 


Traglaſt 

a) für jede Perſoon. 2 Pig 

Anmerkung. Kinder unter 2 Jahren n 
ſind frei. 


II. Von Tieren: 
a) für ein Pferd, Maultier oder einen 
Mauleſeel a. nd 2 Se 
b) für ein Stück Rindvieh oder einen 
Eſel 


c) Ei ein Fohlen, Kalb, Schaf, 
Schwein, eine Ziege oder ein 
anderes Ten. Hui 

d) für Federvieh, welches angetrieben 
wird, für jede angefangenen 10 Stück 2 

Anmerkung. Für Tiere, die auf 
Fuhrwerken befördert werden, wird 
eine beſondere Abgabe nicht er⸗ 


hoben. 

III. Von Fuhrwerken neben der Abgabe 
für die dazu gehörigen Perſonen ein⸗ 
ſchließlich der Inſaſſen nach I und 
neben der Abgabe für das Geſpann 
nach II: 

a) für ein beladenes Laſtfuhrwerk 
(ſtehe zuſätzliche Beſtimmungen) 
oder ein als Laſtfuhre benutztes 
Perſonenfuhrwerk, für Lokomobilen, 
Dampfmaſchinen oder ſonſtige 
ſchwere Fuhrwerke, j 

b) für ein unbeladenes Laſtfuhrwerk, 
für Perſonen⸗ oder Markifuhrwerke, 
Schlitten, Leichenwagen oder ſonſti⸗ 
ges leichtes Fuhrwerk, je 4 „ 

e) für ein Hundefuhrwerk, Hand⸗ 
wagen, Handkarren, Handſchlitten 
und ähnliches kleines Gefährt, je 2 

d) für Fahrräder für jeden Sitz 2 „ 

IV. Von Kraftfahrzeugen neben der Ab⸗ 
gabe für die Inſaſſen oder zugehörigen 
Perſonen nach I. 
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Eint a) für einen Perſonenwagen mit mehr 
als 4 Sitzplätzen und für beladene 
Laſtwagen mit Gummiradreifen . 20 Pfg. 
ohne Gummiradreifen 30 „ 
b) für einen Perſonenwagen mit 4 oder 
weniger Sitzplätzen oder für einen 
unbeladenen Laſtwagen, mit Aus⸗ 
nahme der unter e genannten 
Wagen für landwirtſchaftliche Be⸗ 
triebszwecke mit Gummiradreifen 10 
ohne Gummiradreifnn . 15 „ 
o) für einen unbeladenen Laſtwagen, 
welcher landwirtſchaftlichen Be⸗ 
triebszwecken dient 
mit Gummiradreifen 
ohne Gummiradreifen 
d) für Kraftfahrräder für jeden Sitz 
Zuſätzliche Beſtimmungen: 
Ein Fuhrwerk oder Kraftfahrzeug iſt dann als 
‚laden anzuſehen, wenn ſich auf ihm, außer dem 
Zubehör und Futter für die Zugtiere oder dem Betriebs⸗ 
ſtoffe für die Maſchine für höchſtens 3 Tage, an 
anderen Gegenſtänden mehr als 100 kg befinden. 
Als Sitzplätze gelten nur die dauernd eingebauten 
Sitzgelegenheiten einſchließlich des Sitzes für den 
Wagenführer. 


5 
8 
5 


we 


Befreiungen. 

Von der Entrichtung der Abgabe ſind befreit: 

1. Der König, die Mitglieder des Königlich und 
Fürſtlich Hohenzollernſchen Hauſes für ihre Perſon. 
Fuhrwerke, Kraftfahrzeuge und Tiere, welche den 
Hofhaltungen des Königlichen Hauſes, des Fürſtlichen 
Hauſes Hohenzollern oder den Königlichen Geſtüten 
angehören, nebſt denjenigen Perſonen, welche dieſe 
Fahrzeuge und Tiere führen. 

2. Kommandierte Militärs, zu der Fahne 
einberufene Landwehrmänner, Reſerviſten oder Re⸗ 
kruten, Fuhrwerke und Tiere, welche der Armee 
oder den Truppen auf dem Marſche angehören, Kriegs⸗ 
geſpanne und Krlegslieferungen. 

Oeffentliche Beamte und deren Fuhr merke 
und Tiere bei Dienſtreiſen, wenn ſie ſich gehörig 
ausweiſen, Polizei⸗ und Steuerbeamte in Dienſt⸗ 
uniform, auch ohne beſonderen Ausweis. 


4. Transporte, die für unmittelbare Rechnung 
des Deutſchen Reichs oder des Preußiſchen Staates 
geſchehen. 

5. Die ordentlichen Poſten nebſt deren Bei⸗ 
wagen, die auf Koſten des Deutſchen Reichs und 
Preußiſchen Staates beförderten Kuriere und Staf⸗ 
fetten, die von Pofibeförderungen leer zurückkommen⸗ 
den Poſtfuhrwerke und Poſtpferde, die Briefträger 
und Poſtboten. Ferner die Perſonenfuhrwerke, welche 
durch Privatunternehmer eingerichtet und als Erſatz 
für ordentliche Poſten ausſchließlich zur Beförderung 
von Reiſenden und deren Gepäck und von Poſtſendungen 
benutzt werden. 


6. Hilfsfuhren bei Feuersbrünſten und ähnlichen 
Notſtänden. 

7. Der Domänenpächter zu Neuenhagen mit 
feinen Leuten, feinem Geſpann und Vieh. 

8. Die zum vormaligen Amte Neuenhagen ge: 
hörenden Gemeinden Bralitz, Neuenhagen, Gabow, 
Alt-Glietzen und Hohenwutzen und deren Mitglieder 
nebſt ihrem Geſpann und Vieh. Die den Mit⸗ 
gliedern dieſer Gemeinde zuſtehende Brückengeld⸗ 
freiheit beſteht jedoch nur ſoweit, als die Benutzung 
der Brücken für ſie in ihrer Eigenſchaft als Be⸗ 
wohner der genannten Ortſchaften notwendig wird. 

9. Die Gemeinde Niederwutzen und deren Ge⸗ 
meindemitglieder gegen Entrichtung einer jährlichen 
Rente von 12 Mark 80 Pfg. ſeitens der Gemeinde 
Niederwutzen an die Regierungshauptkaſſe zu Frank⸗ 
furt a. O. zum I. Mai j. Js. im voraus. 

10. Die Gemeinde Alt⸗Cüſtrinchen und die 
Angehörigen dieſer Gemeinde für ihre Perſon, ihre 
im Gemeindebezirk gehaltenen Geſpanne, ſowie für 
die mit dieſen Perſonen und Geſpannen beförderten 
Laſten gegen Entrichtung einer Rente von 60 Mark 
ſeitens der Gemeinde Alt⸗Cüſtrinchen an die Regie⸗ 
rungshauptkaſſe Frankfurt a. O. zum 1. Mai j. Is. 
im voraus. (Vertrag Alt⸗Cüſtrinchen, den 11. De⸗ 
zember 1903 / Frankfurt a. O., den 25 März 1904) 

11. Die Landwehrmänner und Reſerviſten, 
welche zu oder von den Kontrollverſammlungen 
kommen, ſowie Pferdetransporte, die auf Grund 


des Kriegsleiſtungsgeſetzes vom 13. Juli 1873 zu 


oder von den Vormuſterungs⸗, Muſterungs⸗ oder Aus⸗ 
hebeplätzen gebracht werden. 

12. Die Führer der Fuhrwerke und Kraft⸗ 
fahrzeuge, für welche die Abgaben nach Abſchnitt IIIa 
und b, IVa c gezahlt werden. 

Vorſtehender Tarif tritt an Stelle desjenigen 
vom 25. März 1904 (Amisblatt der Regierung 
Frankfurt a. O. Stück 13 Seite 86) und des zu⸗ 
gehörigen Nachtrages vom 28. Juni 1905 (Amts⸗ 
blatt Stück 31 Seite 185) am 1. November 1908 
in Kraft. 

Breslau, den 13. Oktober 1908. 

Der Oberpräfident der Provinz Schleſien, 

Chef der Oderſtrombauverwaltung. 
J. V.: Michaelis. 

O. P. U 15489. V/T. (1 B 7653.) 
Werprdnungen und Bekanntmachungen der 
Königl. Regierung zu Frankfurt a. Oder. 
837. Unter Bezugnahme auf den im Stück 39 
Seite 240/41 veröffentlichten I. Nachtrag zum Tarif 
der Kleinbahn Buckow Müncheberg —Dahmsdorf 
vom 10. September 1908 mache ich bekannt, daß 
die Halteſtelle Wald⸗Sſeversdorf (früher Wüſte⸗ 
Sieversdorf) noch beſteht. Die Fahrpreiſe dahin ſind 
die gleichen, wie für die Geſamtſtrecke. 

Frankfurt a. O., den 29. Oktober 1908. 

Der Regierungspräſident. 
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888. Der Schluß der Jagd auf Rebhühner, 
Wachteln und ſchottiſche Moorhühner erfolgt für den 
Regierungsbezirk Frankfurt a. O. mit Ablauf des 
18. November d. Is. 
Frankfurt a. O., den 24. Oktober 1908. 
Der Bezirksausſchuß. 
839. Wir haben den Stadtrat a. D. Nüßler 
in Cottbus zum Stellverireter des Vorſitzenden der 
Einkommenſteuer⸗Veranlagungskommiſſion und der 
Steuerausſchüſſe der Gewerbeſteuerklaſſen III/ IV für 
die Stadtkreiſe Cottbus und Forſt i L. ernannt. 
Frankfurt a. O., den 29. Oktober 1908. 
Königliche Regierung; 
Abteilung für direkte Steuern, Domänen und Forſten. 
Bekanntmachung der Königl. Direktion der 
Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
840. In Gemäßheit der Beſtimmungen des 
Zeſeßzes vom 2. März 1850, betreffend die Er⸗ 
richtung der Rentenbanken und des Geſetzes vom 
7. Juli 1891, betreffend die Beförderung der Er⸗ 
richtung von Rentengütern, wird 
am 14. November d. Js. vormittags 10 Uhr 
in unſerem Geſchäftslokale, Kloſterſtraße 76 1 bier: 
ſelbſt, die Ausloſung von 4% Rentenbriefen (Buchſt. 
A-E) und von 3½ % Rentenbriefen (Buchſt. L-P), 
ſowie die Vernichtung der ausgeloſten und eingelöſten 
Rentenbriefe unter Zuziehung der von der Provinzial⸗ 
Vertretung gewählten Abgeordneten und eines Notars 
ſtattfinden. 
Berlin, den 29. Oktober 1908. 
Königliche Direktion 
der Rentenbank für die Provinz Brandenburg. 
Bekanntmachung der Kaiſerlichen Ober⸗ 
poftdireftion zu Frankfurt u. O. 
841. Am 23. Oktober iſt bei der Poſthilfſtelle 
in Gehren (Lauſitz) eine Telegraphenanſtalt mit 
öffentlicher Fernſprechſtelle eröffnet worden. 
842. Das Poſtamt in Berlinchen führt fortan 
die zuſätzliche Bezeichnung („Neumark“). 
Perſonal-Nachrichten. 
843. Seine Majeſtät der Kaiſer und König 
haben allergnädigſt geruht, dem Königlichen Ober⸗ 
förſter Menzel in Alt⸗Lietzegoricke den Titel 
„Forſtmeiſter“ mit dem Range der Räte 4. Klaſſe 
zu verleihen. 


844. Uebertragen: dem Telegraphenſekretär 
Liebe in Erfurt die Verwaltung einer Ober⸗Tele⸗ 
graphenſekretärſtelle in Forſt (Lauſitz). 

Verſetzt: der Ober⸗Telegraphenſekretär Trie⸗ 
beneck von Forſt (Lauſitz) nach Cottbus. 
845. Der Gewerbeaſſeſſor Schürmann iſt mit 
Wahrnehmung der Geſchäfte eines Hilfsarbetters bei 
der Königlichen Gewerbeinfpeftion Frankfurt a. O. 
beauftragt worden. 
846. Der Kandidat des höheren Lehramtes 
Dr. Johannes Schulz iſt vom 1. Oktober d. Is. 
ab als Oberlehrer an dem Reformrealgymnaſium in 
Forſt (Lauſitz) angeſtellt worden. 
847. Dem cand. theol. Heinrich Berner in 
Schenkendorf, Kreis Luckau, iſt die Erlaubnis zur 
Annahme der Stelle als Hauslehrer und Erzieher 
im Regierungsbezirke erteilt worden. 
848. Der Bahnhofsvorſteher Ehrlich in Querfurt 
iſt am 1. Oktober d. J. nach Lübben verſetzt worden. 
849. Der Lehrerin Hedwig Stürtz iſt die Er⸗ 
laubnis zur Unterrichtserteilung an der Mädchen⸗ 
ſchule in Grube Ilſe, Kreis Kalau, gewährt worden. 
850. Es ſind ernannt worden: Zu Amtsvor⸗ 
ſtehern 1. der Privatoberförſter Fries zu Tankow 
für den Amtsbezirk 3 Tankow im Kreiſe Friede⸗ 
berg Nm., 2. der Amtmann Hoffmann zu Beitzſch 
für den Amtsbezirk 13 Beitzſch im Kreiſe Guben, 
3. der Holzhändler Andrecki zu Jaemlitz für den 
Amtsbezirk 9 Jaemlitz und 4. der Gutsbeſitzer von 
Dobſchütz zu Doebern für den Amtsbezirk 8 Groß⸗ 
Kölzig, beide im Kreiſe Sorau; zu Amtsvorſteher⸗ 
Stellvertretern 1. der Rittergutsbeſitzer de Grain 
zu Lippen für den Amtsbezirk 9 Liebthal im Kreiſe 
Croſſen, 2. der Schulze Schlickeiſer zu Zantoch 
für den Amtsbezirk 27 Gralow, 3. der Schulze 
Krabiell zu Dechſel für den Amtsbezirk 35 Dechſel, 
beide im Kreiſe Landsberg a. W., 4. der Lehnguts⸗ 
befiger W. Lehmann zu Klein⸗Brieſen für den 
Amtsbezirk 16 Günthersdorf im Kreiſe Lübben, 
5. der Bauerngutsbeſitzer Poeſch zu Noßdorf für 
den Amtsbezirk 4 Koyne, 6. der Kaufmann Kurt 
Nouſch zu Tzſchernitz für den Amtsbezirk 9 Jaem⸗ 
litz, 7. der Rittergutspächter Adolf Schön zu Pitſch⸗ 
kau für den Amtsbezirk 21 Breſtau und 8. der 
Rittergutspächter Semmig zu Baudach für den 
Amtsbezirk 36 Gablenz, Nr. 5 —8 im Kreiſe Sorau 


Zur Beachtung! 


Das Amtsblatt nebſt Offentlichem Anzeiger erſcheint an jedem Mittwoch. Die für das Amtsblatt 
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zuzuſenden. 


Sie müſſen, beſonders in Bezug auf Eigen⸗ ſowie Ortsnamen deutlich geſchrieben ſein und 


wenn ſie in das nächſte Stück aufgenommen werden ſollen, ſpäteſtens Montag vormittag bei der 


Schriftleitung eingehen. 
angabe vorangeſetzt werden. 
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